
_____________________________________________________________________ 
 

Herausgeber: Landkreis Northeim, Medenheimer Str. 6 –8, 37154 Northeim 
 

Erscheint grundsätzlich jeden Mittwoch (außer feiertags), Redaktionsschluss ist jeweils dienstags 16.00 Uhr  
 

Auskunft, Einsichtnahme und Einzelexemplare: Frau Brinkmann, Frau Renz oder Frau Scho, R 2.2  
Tel. 05551/708-0, E-Mail: amtsblatt@landkreis-northeim.de  

 
 

Das Amtsblatt kann auf der Internetseite www.landkreis-northeim.de kostenlos eingesehen werden. 

 

Amtsblatt  

für den 

Landkreis Northeim 
 
Jahrgang 2026 Northeim, den 15.04.2026 Nr. 25 

 
Inhalt: 
 

A. Amtliche Bekanntmachungen des Landkreises 
  
 Entscheidung über die Genehmigungsfreiheit von Straßenbaumaßnahmen nach 
  § 74 Abs. 7 VwVfG 

 
B. Amtliche Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden 
 

Flecken Bodenfelde 
 
Bekanntmachung über die Zusammensetzung des Gemeindewahlausschusses am 
13. September 2026 aus Anlass der Kommunalwahlen in Niedersachsen und der 
Direktwahl einer Bürgermeisterin/eines Bürgermeisters im Flecken Bodenfelde 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Fleckens Bodenfelde für das 
Haushaltsjahr 2026 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                      
Stadt Moringen 
 
IV. Nachtrag zur Hauptsatzung der Stadt Moringen 
 

C. Amtliche Bekanntmachung anderer Körperschaften, Anstalten  
 und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 
 Ev.-luth. Kirchengemeinde Ellierode-Hachenhausen 
 Friedhofsordnung und Friedhofsgebührenordnung für den kirchlichen Friedhof in 

Ellierode nach kirchenaufsichtlicher Genehmigung durch das Landeskirchenamt in 
Wolfenbüttel  

  

mailto:amtsblatt@landkreis-northeim.de
http://www.landkreis-northeim.de/


Die Landrätin

Landkreis Northeim • Postfach 13 63
• 37143 Northeim

Northeim, den 14.04.2026

Entscheidung über die Genehmigungsfreiheit 
von Straßenbaumaßnahmen nach § 74 Abs. 7 VwVfG

Der Neubau eines Radweges als Weser LeinE Route vom Flecken Nörten - Hardenberg (Leine) 
bis in die Gemeinde Wesertal (Weser) in den Abschnitten 3,4 und 5 im Gebiet der Stadt 
Hardegsen. Der Radweg verläuft auf Stadtstraßen sowie auf Wirtschaftswegen, welche zu 
diesem Zweck ausgebaut werden.

Auf die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens wird verzichtet.

Begründung:

Gemäß § 74 Abs. 7 VwVfG kann eine Planfeststellung entfallen, wenn Änderungen oder 
Erweiterungen von unwesentlicher Bedeutung vorliegen. Ein solcher Fall liegt aus den 
nachfolgend aufgeführten Gründen vor.

Grundlage für die Überprüfung, ob ein Planfeststellungsverfahren unterbleiben kann, sind die 
Unterlagen vom 07.07.2025 der Gesellschaft Mellon, Leipzig die diese für den Landkreis 
Northeim, Fachbereich Kreis- und Regionalentwicklung eingereicht haben. Im Einzelnen 
handelt es sich um den Erläuterungsbericht, den Übersichtslageplan, die Lagepläne (Abschnitt 
3, Blatt 1-3), (Abschnitt 4, Blatt 1-2) und (Abschnitt 5, Blatt 1) sowie die Straßenquerschnitte 
(Abschnitt 3-5).

Gegen die vorgestellte Planung sind Hinweise und Anregungen erhoben worden, die wie folgt 
zu berücksichtigen sind:

Der Landkreis Northeim Fachbereich Regionalplanung und Umweltschutz verwies auf 
Folgendes:

Abfall- und Bodenschutz:

1. Im Bereich der vorgesehenen Streckenabschnitte (Abschnitte 4, 5 und 6) sind keine 
Hinweise auf Altablagerungen (Altlasten, z.B. Altdeponien) ausgewiesen. Ferner sind 
keine schutzwürdigen seltenen Böden betroffen, die der Maßnahme entgegenstehen 
(gemäß NIBIS-Kartenserver des LBEG [Niedersächsisches Bodeninformationssystem 
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des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie]: https://nibis.lbeg.de/cardo- 
map3/). (H)

2. Durch die zu erwartenden Maßnahmen ist der Boden geringstmöglich zu 
beeinträchtigen. Für das Schutzgut Boden sind während der Bauphase erforderliche 
Schutzvorkehrungen zu treffen, insbesondere gegen Bodenverdichtung und 
Bodenverunreinigung. Vorhandene Wege und Plätze sind deshalb vornehmlich zu 
nutzen (§ 1 und 7 Bundes-Bodenschutzgesetz [BBodSchG] in Verbindung mit DIN 
18915). (A)

3. Für die zu erwartenden Maßnahmen sind Eingriffe in den Boden erforderlich. 
Ausgehobener Boden ist als Abfall anzusehen (§ 3 Abs. 1 bis 4 
Kreislaufwirtschaftsgesetz [KrWG]), sofern er nicht am selben Ort für Bauzwecke 
verwendet wird (§ 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG). Nach Abfallrecht hat die Bodenverwertung 
grundsätzlich Vorrang vor der Beseitigung und sie muss ordnungsgemäß und schadlos 
erfolgen (§ 7 KrWG). (A)

4. Bei den Aushubarbeiten zur Vorbereitung des Radwegeneubaus, zur Erstellung der 
Baustelleneinrichtungsflächen, der Entwässerungsgräben und -mulden muss der 
Oberboden vom übrigen Boden getrennt werden, getrennt gelagert werden und einer 
hochwertigen Verwertung zugeführt werden (§ 202 [Baugesetzbuch [BauGB], § 1 
BBodSchG in Verbindung mit DIN 18915, DIN 19731, § 8 KrWG). (A)

5. Insbesondere sollte der Oberboden vor Ort wieder als oberste Bodenschicht eingebaut 
werden. Eine hochwertige Verwertung wäre z.B. vor Ort möglich durch die Verwendung 
als Vegetationsschicht auf den neu erstellten Böschungen, Entwässerungsgräben und - 
mulden (§ 1 BBodSchG in Verbindung mit DIN 18915, DIN 19731). (H)

6. Sofern ein Rückbau von vorhandenen asphaltierten Wegen und Straßen durchgeführt 
werden soll, müssen die anfallenden Straßenausbaustoffe wie Asphaltaufbruch, 
Unterbau und Bankettmaterial auf PAK (polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe), 
Phenole und - nur im Asphalt - Asbestfasern untersucht werden. (A)

7. Die Verwertung oder Beseitigung der Straßenausbaustoffe hat sich nach den 
analysierten Inhaltstoffen zu richten. Je nach Schadstoffgehalten sind sie 
wiederzuverwenden, zu verwerten oder zu beseitigen ([für Asphalt:] „Richtlinien für die 
umweltverträgliche Verwertung von Ausbaustoffen mit teer-/pechtypischen 
Bestandteilen sowie die Verwertung von Ausbauasphalt im Straßenbau" [RuVA-StB 01, 
Ausgabe 2001, Fassung 2005 [RuVA-StB 01-2005]) und der Technischen Regeln 517: 
Tätigkeiten mit potentiell asbesthaltigen mineralischen Rohstoffen und daraus 
hergestellten Zubereitungen und Erzeugnissen [TRGS 517] in Verbindung mit dem MU- 
Erlass vom 12.07.2019 sowie [für die übrigen Straßenausbaustoffe:] analog zur 
Handreichung der Nieders. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr: „Qualifizierter 
Umgang mit mineralischen Abfällen und Ausbaustoffen im Straßenbau" Fassung 2/2025) 
in Verbindung mit dem Erlass vom 07.04.2025 und in Verbindung mit der Mitteilung 20: 
„Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen" 
vom 05.11.2004 (Boden) bzw. vom 06.11.1997 (Bauschutt) der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall [LAGA M 20]). (A)

8. Bauseitig beanspruchte offene Flächen sind anschließend zu entsiegeln, aufzulockern 
und vegetationsfähig aufzubereiten (§ 1 und § 5 BBodSchG in Verbindung mit DIN 
18915). (A)
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Wasserwirtschaft

Anlagen am Gewässer /ÜSG

Das Vorhaben liegt teilweise (hier Abschnitt 4) im gesetzlich festgesetzten, jedoch nicht im 
vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet (ÜSG) der Espolde. Gemäß § 78 Abs. 4 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist die Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen hier 
untersagt. Auch das temporäre Ablagern von Erdaushub, Baumaterialien, Baucontainern etc. 
im ÜSG ist verboten. (H)

Folgende Anforderungen müssen von der Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage 
eingehalten werden

• die Hochwasserrückhaltung ist nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust 
von verlorengehendem Rückhalteraum wird zeitgleich ausgeglichen,
• der Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser wird nicht nachteilig verändert,
• der Hochwasserschutz wird nicht beeinträchtigt und
• die Anlage wird hochwasserangepasst ausgeführt.

Dabei müssen die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen 
werden können.

Da das Vorhaben innerhalb des gesetzlich festgesetzten ÜSG liegt, aber nicht innerhalb des 
vorläufig gesicherten ÜSG und die Bauausführung gemäß dem Straßenquerschnitt für Abschnitt 
4 an das vorhandene Gelände angepasst wird und es zu keiner wesentlichen Erhöhung des 
Geländes kommt, wird seitens der Unteren Wasserbehörde das Einvernehmen gemäß § 19 
Abs. 3 WHG hergestellt, wenn nachfolgende Auflagen berücksichtigt werden:

Durch die Baumaßnahme darf es zu keinem Retentionsraumverlust im 
Überschwemmungsgebiet der Espolde kommen. Eine niveaugleiche Ausführung gegenüber 
dem vorhandenen Gelände ist sicherzustellen. (A)

- Während der Bauarbeiten ist sicherzustellen, dass der Hochwasserabfluss nicht durch 
unnötige Hindernisse im Überschwemmungsgebiet beeinträchtigt wird. (A)

- Es ist sicherzustellen, dass Ablagerungen, z. B. von anfallendem Bodenaushub, von 
Baumaterial, von Baumaschinen und -stoffen nicht über einen begrenzten Zeitraum hinaus im 
Überschwemmungsgebiet stattfinden. (A)

Grundwasser

Nur der geplante Abschnitt 5 bei Hardegsen befindet sich in der Wasserschutzzone III A der mit 
Verordnung vom 10.07.2007 festgesetzten Wasserschutzgebiet Hardegsen - Schöttelbachtal.

1. Bei der Ausführung aller Arbeiten ist durch besondere Sorgfalt sicherzustellen, dass keine 
wassergefährdenden Stoffe in den Boden oder in Gewässer einschließlich des Grundwassers 
gelangen; die eingesetzten Baumaschinen dürfen keine Ölleckagen aufweisen. Es dürfen nur 
Baumaschinen eingesetzt werden, die mit schnell biologisch abbaubaren Schmierstoffen bzw. 
Hydraulikölen betrieben werden. (A)
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2. Die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen (z. B. Treib- und Schmierstoffe, Schalöl etc.) 
auf der Baustelle darf nur in verschließbaren, überdachten und bauartzugelassenen Behältern 
erfolgen. Die Betankung von Baumaschinen darf nur auf flüssigkeitsundurchlässiger Fläche 
oder mit untergelegter Auffangwanne (-blech) erfolgen. (A)

3. Bei Austritt von schädlichen oder wassergefährdenden Stoffen wie z. B. Treib- oder 
Schmierstoffen (auch bei biologisch abbaubarem Hydrauliköl), etc. ist unverzüglich der 
Landkreis Northeim, - Untere Wasserbehörde -, (ggf. über die Einsatzleitstelle des Land-kreises, 
Tel. 05551/606-600, oder die Feuerwehr) unter Hinweis auf das Wasserschutz-gebiet zu 
informieren und es sind Sofortmaßnahmen durchzuführen, die ein weiteres Aus-treten von 
Stoffen und ein Eindringen in den Boden oder in Gewässer verhindern. (A)

4. Bei allen Arbeiten sind Bodenverdichtungen zu vermeiden (z. B. durch Auswahl geeigneter 
Fahrzeuge, Maschinen, Rekultivierungsmaßnahmen, Zeitpunkt der Arbeiten: Witterung, etc.) 
Die verbliebenen Arbeitsräume sind mit Boden aus dem Aushub so zu verfüllen und zu 
verdichten, dass die Durchlässigkeit nicht geringer oder höher ist, als die der natürlicherweise 
anstehenden Böden. Wird infolge der Baumaßnahmen (z. B. bei der Leitungs-verlegung) die 
Deckschicht soweit verringert, dass ihre Schutzfunktion nicht mehr sichergestellt ist, so muss 
der betroffene Bereich durch Einbau von bindigem Material so abgedichtet werden, dass der 
Schutz des Grundwassers wieder sicher hergestellt ist. (A)

5. Zum Bau dürfen keine Materialien verwendet werden, die auswaschbare wassergefährdende 
Stoffe oder Beimengungen enthalten oder die durch Umwandlung wassergefährdend wirken 
können (z. B. Recyclingmaterial für die Herrichtung von Untergründen, An-strichfarben, 
Holzschutzmittel, Betonzuschlagsstoffe etc.). Der Beton ist aus chromatarmem Zement 
herzustellen. (A)

6. Die vorgenannten wasserrechtlichen Bestimmungen sind allen am Bau beteiligten Firmen 
mitzuteilen und in Form einer Kopie auszuhändigen. Der Empfang, die Kenntnisnahme und die 
Einhaltung der Bestimmungen sind durch die Firmen bestätigen zu lassen. Diese Bestätigungen 
sind dem Landkreis Northeim, - Untere Wasserbehörde - unaufgefordert vorzulegen. (A)

7. Die Genehmigung wird unter dem Vorbehalt erteilt, dass nachträglich weitere Auflagen 
festgesetzt werden können, wenn dieses zum Schutz des Trinkwasservorkommens erforderlich 
werden sollte. (A)

Naturschutz

1. Die genannten Maßnahmen im landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) vom 07.07.2025 und 
im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB) vom 07.07.2025 sind vollumfänglich umzusetzen. (A)

2. Die ökologische Baübegleitung ist der Unteren Naturschutzbehörde zu benennen und deren 
Protokolle sind in regelmäßigen Abständen an die Untere Naturschutzbehörde zu übersenden. (A)

3. In Bezug auf Maßnahme V7_LBP: Falls potentielle Quartiere in Bäumen gefunden werden, so 
sind diese auf Besatz zu überprüfen. Entsprechende Folgemaßnahmen sind mit der unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen. (A)

4. Die in Verbindung mit den Maßnahmen V7_LBP und CEF 1 durch die ökologische Bau-begleitung 
anzuweisenden Nistkästen sind in Anzahl und Position mit der Unteren Naturschutzbehörde
abzustimmen. (A)
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5. In Verbindung mit Maßnahme A1_LBP sind die Anzahl und Position der Ausgleichspflanzungen 
mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. (A)

6. Bei der Ausgleichspflanzung sind ausschließlich standortheimische Laubgehölze gemäß dem 
Merkblatt des Landkreises Northeim zur Begrünung von Baugrundstücken zu verwenden. (A)

Landwirtschaftskammer Niedersachsen

1. Der geplante Ausbau landwirtschaftlicher Wirtschaftswege als Radweg sollte insgesamt mit dem 
Wegeeigentümer abgestimmt sein. (H)

2. Hierbei wären neben den erforderlichen Tragfähigkeiten dieser Wege auch die Erschließung der 
angrenzenden Grundstücke zu beachten. (H)

3. Über den vorgesehen Ausbauzeitpunkt sollte die örtliche Landwirtschaft frühzeitig informiert 
werden. (H)

Sonstige öffentlich-rechtliche Beziehungen sind gesetzlich oder vertraglich geregelt.

Vor Beginn der Bauarbeiten ist eine Leitungsabfrage an die ansässigen Versorger 
vorzunehmen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Beschluss kann Klage vor dem Verwaltungsgericht Göttingen, Berliner Straße 5, 
37073 Göttingen erhoben werden.

Die Anfechtungsklage gegen den Freistellungsbeschluss hat keine aufschiebende Wirkung. Der 
Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
Verwaltungsgerichtsordnung) kann nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Planfeststellungsbeschlusses gestellt werden. Die Klage wäre gegen den Landkreis Northeim, 
Medenheimer Straße 6/8, 37154 Northeim, zu richten.

Mocha

Im Auftrage
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19.02.2026 

Seite 1 

Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Haushaltssatzung des Fleckens Bodenfelde 
für das Haushaltsjahr 2026 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat des Fleckens Bo-
denfelde in seiner Sitzung am 19.02.2026 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 

1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 5.915.300 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 5.971.700 Euro 
  
1.3 der außerordentlichen Erträge 1.000 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 5.624.300 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 5.591.200 Euro 
  
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 921.100 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 1.980.200 Euro 
  
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 1.059.100 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 154.800 Euro 
 
festgesetzt. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.059.100 Euro festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2026 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
zahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 930.000 Euro festgesetzt. 

§ 5 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzsatzung für das 
Haushaltsjahr 2026 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Gundsteuer A)    400 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)        310 v. H. 

2. Gewerbesteuer           380 v. H. 
 
 
 
 
Bodenfelde, 19.02.2026 ______gez. Wucherpfennig____________ 
              Wucherpfennig 
                Bürgermeister  
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18.02.2026 

Seite 2 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Northeim am 
07.04.2026 unter dem Aktenzeichen 15 22 01 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 13.04.2026 bis zum 20.04.2026 in der 
Gemeindeverwaltung Bodenfelde, Amelither Str. 23, 37194 Bodenfelde im Zimmer 24/25 zu den üblichen 
Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Alternativ kann die Einsichtnahme in den Haushaltplan jederzeit elektronisch im Internet auf www.boden-
felde.de erfolgen 
 
 
Bodenfelde, 07.04.2026 _________gez. Wucherpfennig_________________ 
Ort Datum Wucherpfennig 
  Bürgermeister 
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IV. Nachtrag zur Hauptsatzung der Stadt Moringen 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nieders. GVBl. S. 576) in der zurzeit gültigen 
Fassung, hat der Rat der Stadt Moringen in seiner Sitzung am 26.03.2026 folgenden 
IV. Nachtrag zur Hauptsatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 5 (Ortschaften mit Ortsrat) wird wie folgt ergänzt: 
 
Die Ortschaft Oldenrode wird in Absatz 1 und 2 aufgenommen. 
 

(1) Die Stadtteile, bestehend aus den früheren Gemeinden   
  

a. Fredelsloh,   
b. Nienhagen,   
c. Oldenrode  
d. Thüdinghausen  

  
bilden je eine Ortschaft mit Ortsrat.  
 

(2) Die Zahl der Mitglieder des Ortsrates beträgt für die Ortschaft  
  
  Fredelsloh     9 Mitglieder  
  Nienhagen    5 Mitglieder 
  Oldenrode     5 Mitglieder 
  Thüdinghausen     7 Mitglieder 

 

 

Artikel II 
 

§ 6 (Ortschaften mit Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher) wird wie folgt 
verändert:  

  
Der Buchstabe e) mit der Ortschaft Oldenrode wird in Absatz 1 gestrichen: 

 
(1) Die Stadtteile, bestehend aus den früheren Gemeinden   
  
a)  Behrensen  
b)  Blankenhagen  
c)  Großenrode  
d)  Lutterbeck  
 
  
bilden je eine Ortschaft mit Ortsvorsteherin oder Ortsvorsteher.  
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Artikel III 
 
§ 9 (Anregungen und Beschwerden) wird wie folgt ergänzt: 

 
Hinter Absatz 5 werden die Absätze 6 und 7 eingefügt: 

 
(6) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister unterrichtet die Antragssteller, wie 

der Antrag behandelt worden ist. 
 

(7) Die Unterrichtung der Beschwerdeführer im Fall einer 
Dienstaufsichtsbeschwerde über die Bürgermeisterin / den Bürgermeister liegt 
bei der allgemeinen Vertreterin / dem allgemeinen Vertreter.  

 
 

Artikel IV 
 
§ 11 (Teilnahme an Sitzungen durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik) 
wird wie folgt geändert bzw. ergänzt: 

 
Zwischen § 11 Abs. 1 und Abs. 2 wird einer neuer Absatz 2 eingefügt: 
 

(2) Die oder der Vorsitzende der Vertretung sowie der Bürgermeister oder die 
Bürgermeisterin, können nicht an Sitzungen der Vertretung durch 
Zuschaltung per Videokonferenztechnik teilnehmen. 
 

Absatz 3 wird Absatz 4 und wird durch den letzten Satz ergänzt: 
 

(4) Abgeordnete, die durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik an der 
Sitzung teilnehmen, gelten als anwesend. Wer per Videokonferenztechnik an 
der Sitzung teilnimmt hat sicherzustellen, dass sie/er während der gesamten 
Sitzung in Bild und Ton wahrnehmbar ist. Die oder der Vorsitzende stellt zu 
Beginn der Sitzung durch namentliche Nennung für das Protokoll fest, welche 
Abgeordneten durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik an der Sitzung 
teilnehmen.  

 
Absatz 7 wird zu Absatz 8 und wie folgt ergänzt: 
 

(8) Sind auf der Tagesordnung Wahlen im Sinne des § 67 NKomVG oder     
geheime Abstimmungen nach § 66 Abs. 2 NKomVG oder Beratungen von 
Angelegenheiten, zu deren Geheimhaltung die Kommune nach § 6 Abs. 3 
Satz 1 NKomVG verpflichtet ist, vorgesehen, so ist eine Teilnahme durch 
Zuschaltung per Videokonferenztechnik unzulässig.  

 
Absatz 9 wird Absatz 10 und die Regelung auf die ergänzten Paragraphen 
ausgeweitet. Außerdem werden die Ortsräte inkludiert: 
 

(10) Die Regelungen der Absätze 1 bis 9 gelten für Sitzungen des     
Hauptausschusses und der Fachausschüsse sowie der Ortsräte 
entsprechend.  
 

 
Artikel V 

 
§ 12 (Film- und Tonaufnahmen in öffentlichen Sitzungen des Rates) wird in Absatz 
5 um die Ortsräte ergänzt: 
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(5) Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 gelten für Sitzungen der Fachausschüsse 
sowie der Ortsräte entsprechend. 
 
 

Artikel VI 
 

§ 12 (Inkrafttreten) wird numerisch korrigiert und lautet nun § 13 
 

 
 

Artikel VII 
 
Der IV. Nachtrag tritt nach seiner Bekanntmachung in Kraft. 
 
Moringen, den 26.03.2026 
 

Stadt Moringen 
 
 
 

Heike Müller-Otte  
Bürgermeisterin 
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